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72  Bekanntmachung 
 
Das Kreistagsmitglied Christel Senckel, Am Hügel 14, 32339 Espelkamp, legt mit Ablauf des 31. März 2018 das Mandat im Kreistag des Krei-
ses Minden-Lübbecke nieder. Frau Senckel wurde bei der Wahl der Vertretung des Kreises Minden-Lübbecke am 25. Mai 2014 aufgrund 
des Wahlvorschlages der CDU in den Kreistag gewählt.  
 
Gemäß § 45 Abs. 1 Kommunalwahlgesetz NRW tritt an die Stelle eines ausgeschiedenen Kreistagsmitglieds die/der für sie/ihn auf der Re-
serveliste aufgestellte Ersatzbewerber/in. 
 
Ich habe daher   
 
Herrn Dr. Oliver Vogt, Karlsbader Str. 15, 32339 Espelkamp 
 
als Nachfolger von Frau Senckel festgestellt. Herr Dr. Vogt wurde auf der Reserveliste der CDU zur Kreistagswahl als Ersatzbewerber für 
Frau Senckel  aufgestellt.  
 
Gegen diese Entscheidung können 
 
a) jede/r Wahlberechtigte des Wahlgebiets, 
b) die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und  
 Wählergruppen, die an der Wahl teilgenommen haben, sowie 
c) die Aufsichtsbehörde 
 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe Einspruch erheben, wenn sie eine Entscheidung über die Gültigkeit der Feststellung des Nachfol-
gers für erforderlich halten. Der Einspruch ist bei mir schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Minden, den 20. März 2018 
  Die Wahlleiterin 
  Cornelia Schöder 
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73  Bekanntmachung 
 Hinweis auf eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen dem Kreis Minden-Lübbecke und dem Kreis Herford 
  über die Wahrnehmung der Aufgaben zur Überwachung nach chemikalienrechtlichen Vorschriften. 
 
Gem. § 24 Abs. 3 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung vom 01.10.1979 (GV.NRW S. 621), zuletzt geändert 
durch Änderungsgesetz vom 15.12.2016 (GV. NRW S. 1150), in der zurzeit geltenden Fassung, wird darauf hingewiesen, dass die öffentlich-
rechtliche Vereinbarung zwischen dem Kreis Minden-Lübbecke und dem Kreis Herford über die Wahrnehmung der Aufgaben zur Überwa-
chung nach chemikalienrechtlichen Vorschriften vom 30.01.2018/08.02.2018 und die Genehmigung der Bezirksregierung Detmold 
26.02.2018 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold Nr. 19 vom 05.03.2018 im Teil B Nr. 67, bekanntgemacht wurde. 
 
Minden, den 29.03.2018 
  Kreis Minden-Lübbecke 
  Der Landrat 
  Im Auftrage: 
  Dr. Lustfeld 
 
 
 
74  Bekanntmachung 
  des Jahresabschlusses des Abfallentsorgungsbetriebes des Kreises Minden-Lübbecke (AML) 
  für das Wirtschaftsjahr 2016 
Der Kreistag des Kreises Minden-Lübbecke hat in seiner 16. Sitzung am 18.12.2017 gem. EigVO NRW §4 Abs.c die Entlastung des Betriebs-
ausschusses des AML für das Wirtschaftsjahr 2016 beschlossen und den Jahresabschluss des AML und den Lagebericht zum 31.12.2016 
festgestellt und wir folgt beschlossen: Der Kreistag beschließt, die Eigenkapitalverzinsung in Höhe von 357.904,32 € dem Kreishaushalt und 
den Jahresüberschuss nach Abzug der Eigenkapitalverzinsung in Höhe 10.021,44 € der allgemeinen Rücklage des AML zuzuführen. 
 
Der Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 03.04.2018 bis zum 27.04.2018 in der Verwaltung des Abfallentsorgungsbetrie-
bes des Kreises Minden-Lübbecke, Johansenstr. 6, 32423 Minden, Sekretariat, während der Dienststunden zur Einsichtnahme aus. 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 2016 lautet 
wie folgt: 
 
Abschließender Vermerk der GPA NRW 
Die GPA NRW ist gemäß §106 GO NRW gesetzlicher Abschlussprüfer des Abfallentsorgungsbetriebes des Kreises Minden-Lübbecke. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2016 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Schüllermann und Partner AG, 
Dreieich, bedient. 
Diese hat mit Datum 13.11.2017 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
„Bestätigung des Abschlussprüfers 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchfüh-
rung und den Lagebericht des Abfallentsorgungsbetriebs des Kreises Minden-Lübbecke – AML, Minden, für das Geschäftsjahr vom 1. Janu-
ar bis 31.Dezember 2016 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des 
Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss 
unter Einbeziehung er Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der von Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich 
auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Betriebes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungssieglungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdi-
gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung ist. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betrie-
bes. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes 
und stellt Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Schüllermann und Partner AG ausgewertet und eine Analyse 
anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der Verordnung über die 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW 
nicht erforderlich. 
 
Herne, den 22.02.2018 GPA NRW (Siegel) 
  gez. Matthias Middel 
 
Minden, den 14.03.2018  Die Betriebsleitung 
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75  Bekanntmachung 
 
Die Brinkmeier BeteiligungsGmbH und Co. KG (vormals Gebr. Brinkmeyer KG), Kreckenhof 1, 32457 Porta Westfalica, und Wilhelm Edler 
Sand- und Kiesgruben GmbH, Pflugweg 70, 32457 Porta Westfalica, beantragen die  Erweiterung der Genehmigung zum Abbau von Sand 
und Kies in Porta Westfalica in der Flur 1 der Gemarkung Veltheim und der Flur 7 der Gemarkung Möllbergen aufgrund des Abgrabungsge-
setzes und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) in Verbindung mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz. Das Vorha-
ben ist UVP pflichtig. 
 
Alles Nähere ergibt sich aus den dem Antrag beigefügten Plänen, Zeichnungen und Beschreibungen zu Art und Umfang des Vorhabens. 
Diese Bekanntmachung und auszulegende Planunterlagen stehen auf der Internetseite des Kreises Minden-Lübbecke unter www.minden-
luebbecke.de während der Auslegungszeit vom 9.4 bis 8.5.18 zur Verfügung. Die Antragsunterlagen umfassen insbesondere: die Beschrei-
bung des geplanten Vorhabens, Übersichtskarten und Pläne, Anlagen- und Betriebsbeschreibungen, Abbau- und Herrichtungspläne, UVP 
und schalltechnische Untersuchung. 
 
Die Antragsunterlagen können bei der Stadtverwaltung Porta Westfalica – Stadtplanung - Kempstraße 1  
(2. Obergeschoss, Zimmer 2.08), in Porta Westfalica, während der Dienststunden, und zwar 
 montags und dienstags  von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 16.00 Uhr 
 mittwochs        geschlossen 
 donnerstags    von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 17.00 Uhr 
 freitags            von 8.30 bis 13.00 Uhr     
innerhalb der Auslegungsfrist von einem Monat eingesehen werden. Die einmonatige Auslegungsfrist beginnt am 9. April 2018 und endet 
mit Ablauf des 8. Mai 2018. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben sind zur Vermeidung des Ausschlusses spätestens bis zum 8. Juni 2018 schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Stadtverwaltung Porta Westfalica, Kempstraße 1, 32457 Porta Westfalica oder beim Landrat, Portastr. 13, 32423 Minden, zu 
erheben. Nach Ablauf dieser Frist sind verspätet erhobene Einwendungen ausgeschlossen. 
 
Aus der den Einwand enthaltenden Eingabe muss die vollständige Anschrift des Einwenders leserlich zu ersehen sein. Es wird empfohlen, 
in ihr außerdem die Gründe des Einwandes darzulegen. Einwendungen mit unleserlichem Namen oder Anschriften können nicht berück-
sichtig werden. 
 
Die eingegangenen Einwendungen werden mit den Einwendern in einem noch festzusetzenden Termin erörtert. Zu dem Termin ergeht ei-
ne besondere Ladung. Bei Ausbleiben eines Beteiligten an dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Personen, die 
Einwendungen erhoben haben, können von dem Erörterungstermin durch öffentliche Bekanntmachung benachrichtigt werden, wenn 
mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen sind. Ebenso kann die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentli-
che Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 
 
Der Kreis Minden-Lübbecke entscheidet zum Abschluss des Verfahrens über den Antrag. 
 
Vorstehende Bekanntmachung wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Minden, den 6. März 2018, Az.: 68 82 02-61 
  Kreis Minden-Lübbecke 
  Der Landrat 
  -Umweltamt- 
  Im Auftrage: 
  (Burkhard Witte) 
 
Vorstehende Bekanntmachung des Kreises Minden-Lübbecke wird hiermit veröffentlicht. 
 
Porta Westfalica, den 6. März 2018 
  Der Bürgermeister 
  (Bernd Hedtmann) 
 
 
 
76  Bekanntmachung 
 
Die Wilhelm Edler Sand- und Kiesgruben GmbH, Pflugweg 70, 32457 Porta Westfalica, beantragt die Erweiterung der Genehmigung zum 
Abbau von Sand und Kies in Porta Westfalica in der Gemarkung Veltheim, Flur 2,  aufgrund des Abgrabungsgesetzes und des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) in Verbindung mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz. Das Vorhaben ist UVP pflichtig. 
 
Alles Nähere ergibt sich aus den dem Antrag beigefügten Plänen, Zeichnungen und Beschreibungen zu Art und Umfang des Vorhabens. 
Diese Bekanntmachung und auszulegende Planunterlagen stehen auf der Internetseite des Kreises Minden-Lübbecke unter www.minden-
luebbecke.de während der Auslegungszeit vom 9.4 bis 8.5.18 zur Verfügung. Die Antragsunterlagen umfassen insbesondere: die Be-
schreibung des geplanten Vorhabens, Übersichtskarten und Pläne, Anlagen- und Betriebsbeschreibungen, Abbau- und Herrichtungspläne, 
UVP und schalltechnische Untersuchung. 
 
Die Antragsunterlagen können bei der Stadtverwaltung Porta Westfalica – Stadtplanung - Kempstraße 1  
(2. Obergeschoss, Zimmer 2.08), in Porta Westfalica, während der Dienststunden, und zwar 
 montags und dienstags von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 16.00 Uhr 
 mittwochs        geschlossen 
 donnerstags    von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 17.00 Uhr 
 freitags            von 8.30 bis 13.00 Uhr     
innerhalb der Auslegungsfrist von einem Monat eingesehen werden. Die einmonatige Auslegungsfrist beginnt am 9. April 2018 und endet 
mit Ablauf des 8. Mai 2018. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben sind zur Vermeidung des Ausschlusses spätestens bis zum 8. Juni 2018 schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Stadtverwaltung Porta Westfalica, Kempstraße 1, 32457 Porta Westfalica oder beim Landrat, Portastr. 13, 32423 Minden, zu 
erheben. Nach Ablauf dieser Frist sind verspätet erhobene Einwendungen ausgeschlossen.  

http://www.minden-luebbecke.de/
http://www.minden-luebbecke.de/
http://www.minden-luebbecke.de/
http://www.minden-luebbecke.de/
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Aus der den Einwand enthaltenden Eingabe muss die vollständige Anschrift des Einwenders leserlich zu ersehen sein. Es wird empfohlen, 
in ihr außerdem die Gründe des Einwandes darzulegen. Einwendungen mit unleserlichem Namen oder Anschriften können nicht berück-
sichtig werden. 
 
Die eingegangenen Einwendungen werden mit den Einwendern in einem noch festzusetzenden Termin erörtert. Zu dem Termin ergeht ei-
ne besondere Ladung. Bei Ausbleiben eines Beteiligten an dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Personen, die 
Einwendungen erhoben haben, können von dem Erörterungstermin durch öffentliche Bekanntmachung benachrichtigt werden, wenn 
mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen sind. Ebenso kann die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentli-
che Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 
 
Der Kreis Minden-Lübbecke entscheidet zum Abschluss des Verfahrens über den Antrag. 
 
Vorstehende Bekanntmachung wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Minden, den 6. März 2018, Az.: 68 82 02-60 
  Kreis Minden-Lübbecke 
  Der Landrat 
  -Umweltamt- 
  Im Auftrage: 
  (Burkhard Witte) 
 
Vorstehende Bekanntmachung des Kreises Minden-Lübbecke wird hiermit veröffentlicht. 
 
Porta Westfalica, den 6. März 2018 
  Der Bürgermeister 
  (Bernd Hedtmann) 
 
 
 
77  Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung von Bescheiden des Jobcenters (proArbeit) 
 
Die Zustellung von Bescheiden des Jobcenters (proArbeit) wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom  
Erscheinungstag des Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
78  Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung von Ordnungsverfügungen 
 
Die Zustellung von Ordnungsverfügungen wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
79  Erscheinungstermine 
  des Amtlichen Kreisblattes 
 

Nr.    8 Redaktionsschluss 06.04.2018 Ausgabe 12.04.2018 
Nr.    9 Redaktionsschluss 19.04.2018 Ausgabe 26.04.2018 
Nr.  10 Redaktionsschluss 03.05.2018 Ausgabe 09.05.2018 
Nr.  11 Redaktionsschluss 17.05.2018 Ausgabe 24.05.2018 

 
 
 
80  Bekanntmachung 
  über die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
  zur Durchführung der 38. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Bad Oeynhausen.  
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung der Stadt Bad Oeynhausen hat in seiner Sitzung am 05.12.2017 folgenden Beschluss gefasst:  
 
„1. Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB zur 38. Änderung des Flächennutzungsplanes wurden 

keine Anregungen vorgebracht.  
 Die während der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB eingegange-

nen Hinweise werden zur Kenntnis genommen und gem. der Abwägung in Anlage 3 in die Begründung eingearbeitet.  
 
2. Dem überarbeiteten Entwurf der 38. Änderung des Flächennutzungsplanes in der Fassung vom November 2017, bestehend aus der 

Planzeichnung und der Begründung, wird zugestimmt.  
 Es wird beschlossen, die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange gem. § 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen und den Entwurf der 38. Änderung des Flächennutzungsplanes öffentlich auszulegen.“  
 
Das Verfahren zur 38. Änderung des Flächennutzungsplanes ist in der Ratssitzung am 02.09.2015 durch Beschluss (VO/15/0380) eingeleitet 
worden. Ziel der 38. Flächennutzungsplanänderung ist es, eine im FNP dargestellte „Sondergebietsfläche für Windenergieanlagen“ in der 
Darstellung zu „Fläche der Landwirtschaft“ zu ändern. Grundlage für die vorliegende Änderung ist eine Gutachtereinschätzung, die im Auf-
stellungsbeschluss (VO/15/0380) detailliert beschrieben ist.  
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Der Entwurf der Planunterlagen zur 38. Änderung des Flächennutzungsplanes einschließlich der Begründung wird in der Zeit vom  
 
  16.04.2018 bis einschließlich 18.05.2018  
 
bei der Stadtverwaltung Bad Oeynhausen, Rathaus II, Schwarzer Weg 6, Bereich Stadt- und Verkehrsplanung, Raum 60, während der 
Dienststunden, und zwar montags bis freitags in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:30 Uhr, dienstags von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr sowie donners-
tags von 14:00 Uhr bis 17:30 Uhr zur Einsichtnahme öffentlich ausgelegt. Es besteht die Möglichkeit, einen Termin zur Einsichtnahme tele-
fonisch unter 05731 / 14 21 11 zu vereinbaren.  
Während der Auslegungsfrist können Anregungen schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadtverwaltung vorgebracht werden. Nach 
dieser Frist abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die Aufstellung des Bebauungsplanes unberücksichtigt 
bleiben. Ein Antrag nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.  
 
Umweltbezogene Informationen im Hinblick der Auswirkungen der Planung auf Umweltschutzgüter enthalten die Planunterlagen nicht, da 
die 38. Flächennutzungsplanänderung faktisch die planerische Rückwicklung bzw. Anpassung der Darstellung zum Ist-Zustand bedeutet.  
 
Bekanntmachungsanordnung  
Der vorstehende Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der Stadt Bad Oeynhausen vom 05.12.2017 über den Entwurf und die öf-
fentliche Auslegung der Planunterlagen zur 38. Änderung des Flächennutzungsplanes wird hiermit öffentlich gemacht.  
 
Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in der zur Zeit geltenden Fassung wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften der GO NRW gegen Aufstellungsbeschlüsse, Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn  
 
 • eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
 • der Aufstellungsbeschluss, die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungs-

gemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 • der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
 • der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 

bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Bad Oeynhausen, den 21.03.2018  
Az.: B.61.Ko Stadt Bad Oeynhausen 
  – Bereich Stadt- und Verkehrsplanung – 
  Achim Wilmsmeier  
  Bürgermeister  
 
 
 
81  Bekanntmachung 
  der 4. Satzung zur Änderung der Satzung der Gemeinde Hüllhorst  
  über die Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortsteils „Bröderhausen“ 
 
 
Der Rat der Gemeinde Hüllhorst hat in seiner Sitzung am 18.10.2017 die 4. Satzung zur Änderung der Satzung der Gemeinde Hüllhorst über 
die Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortsteils „Bröderhausen“ beschlossen 
 
Die Bekanntmachung der v.g. Satzung wird im vollen Wortlaut vom 29.03.2018 bis 05.04.2018 im Bekanntmachungskasten der Gemeinde 
Hüllhorst am Rathaus, Löhner Straße 1, ausgehängt und kann in dieser Zeit zusätzlich während der Öffnungszeiten im Rathaus, Fachbereich 
Technik, 32609 Hüllhorst eingesehen werden. 
 
Hüllhorst, den 09.03.2018 
  Gemeinde Hüllhorst 
  Der Bürgermeister 
  Rührup 
 
 
 
82  Bekanntmachung 
  der Satzung der Gemeinde Hüllhorst 
  über die Gestaltung der baulichen Anlagen im Satzungsbereich „Bröderhausen – 4. Änderung“ 
 
Der Rat der Gemeinde Hüllhorst hat in seiner Sitzung am 18.10.2017 die Satzung der Gemeinde Hüllhorst über die Gestaltung der bauli-
chen Anlagen im Satzungsbereich „Bröderhausen – 4. Änderung“ beschlossen 
 
Die Bekanntmachung der v.g. Satzung wird im vollen Wortlaut vom 29.03.2018 bis 05.04.2018 im Bekanntmachungskasten der Gemeinde 
Hüllhorst am Rathaus, Löhner Straße 1, ausgehängt und kann in dieser Zeit zusätzlich während der Öffnungszeiten im Rathaus, Fachbereich 
Technik, 32609 Hüllhorst eingesehen werden. 
 
Hüllhorst, den 09.03.2018 
  Gemeinde Hüllhorst 
  Der Bürgermeister 
  Rührup 
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83  Bekanntmachung 
  des Förderschulverbandes Lübbecke 
 
Die Sitzung der Verbandsversammlung des Förderschulverbandes Lübbecke findet am 
 
  Donnerstag, den 12.04.2018, 17:00 Uhr 
  im Großgruppenraum der Pestalozzischule, Rahdener Str. 14, 32312 Lübbecke 
 
statt. 
 
Auf der Tagesordnung stehen folgende Punkte: 
.05.2017 
A. ÖFFENTLICHE SITZUNG 
1. Anträge zur Niederschrift über die Sitzung am 15.05.2017 
2. Jahresabschluss zum 31.12.2016 
 Vorlagennr. 31/2018 
3. Haushalt 2018 Förderschulverband 
 Vorlagennr. 22/2018 
4. Auflösung der Pestalozzischule zum Ende des Schuljahres 2018/19 

Vorlagennr. 44/2018 
5. Wertgutachten / Liquidationsszenario 
 Vorlagennr. 30/2018 
6. Anfragen und Mitteilungen 
 6.1 Bericht über die Arbeit der Pestalolzzischule 
 Vorlagennr. 43/2018 
 
B. NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 
1. Anträge zur Niederschrift über die Sitzung am 15.05.2017 
2. Anfragen und Mitteilungen 
 
Lübbecke, den 26.03.2018 
  Arnold Oevermann 
  Vorsitzender der Verbandsversammlung 
  des Förderschulverbandes Lübbecke 
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